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Gemeinde Hornstorf
Landkreis Nordwestmecklenburg

2. Anderung und Ergénzung
des Bebauungsplanes Nr. 3
"Wohngebiet am Gartnerweg"
in Hornstorf

Vorentwurf Stand 25.02.2016



Begriindung zur 2. Anderung und Erweiterung des B-Plan Nr. 3 ,Wohnbebauung am Gartnerweg"

in Homnstorf - der Gemeinde Hornstorf
Vorentwurf Stand: 25.02.2016

Aufgabe und Inhalte der Planung

Planungsziel der 2. Anderung und Ergénzung ist, die mit der 1. Anderung des B- Planes
eingeleitete stadtebauliche Umstrukturierung und Neugestaltung des Wohngebietes
fortzuftihren.

Die ErschlieRung und Bebauung des Wohngebietes in den std- und stdwestlichen
Bereichen entlang der HaupterschlieBungsstrae ,Gartnerweg” kann bis auf einzelne
Baullicken als abgeschlossen betrachtet werden. Der nérdliche Bereich des B- Planes wird
im Wesentlichen durch die in den Geltungsbereich einbezogene Bestandsbebauung
entlang des ,Bahnhofsweges” gepragt. Die geplante Bebauung im Kernbereich des B-
Planes konnte bis heute nicht realisiert werden. Die Griinde hierfiir sind der fehlende
Ausbau der inneren Erschlieungsanlagen des Plangebietes.

Durch die 2. Anderung und Erganzung des B- Planes sollen nunmehr die
planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden, um die Innenentwicklung des
Wohngebietes zukunftsfahig zu gestalten.

Zu diesen Voraussetzungen gehort die Verlagerung von Wohnbauflachen in den
Innenbereich des B- Planes zur beidseitigen Nutzung der geplanten ErschlieRungs-
anlagen, da erst durch die Moglichkeit der beidseitigen Bebauung die Mindest-
anforderungen fur eine wirtschaftliche Erschliefung erfullt werden kénnen.

Im Vergleich zur Ursprungssatzung werden keine ergénzenden Baurechte eréffnet.

Planungsziel ist die stadtebauliche Umstrukturierung und Neugestaltung des

Wohngebietes, durch:;

e Rucknahme von Bauflachen und Verlagerung der Kapazitaten in den Kernbereich des
B- Planes zur beidseitigen Bebauung entlang der geplanten Erschlieungsanlagen,

¢ Bereitstellung von Bauflachen fur eine Einzelhausbebauung auf groflen Grundstiicken,

e Einbeziehung und Uberplanung unbebauter Grundstiicke mit dem Ziel der Anpassung
an die Neugestaltung des Wohngebietes

Die mit der Anderung des Bebauungsplanes gleichzeitig festgesetzten ortlichen
Bauvorschriften entsprechen im Wesentlichen denen der Ursprungssatzung mit dem Ziel,
eine harmonische Gesamtgestaltung des Wohngebietes zu erreichen.

Das Plangebiet ist im Flachennutzungsplan Wohngebiet dargestelit. Danach wird der B-
Plan mit seinen Anderungen aus dem Flachennutzungsplant entwickelt.

Fléachenbilanz
Nr. Flachenbezeichnung m? %
11 Bebaubare FlachenachGRZ 84888 1553

1.2.  Private Grin- und Hofflachen 27.620,1 50,53

2. Verkehrsflachen 5.496,1 10,06

3. Fuld- und Radweg 850,2 1,56

4, Offentliche Grunfldche 9541 1,74

5. Flachen zum Anpflanzen bzw. Erhalt von Hecken 2.136,1 3,91

6. Flachen fur die Landwirtschaft 9.112,2 16,67
Gesamtflache des Plangebietes 54.657,6 100,00

Grundiagen der Planung / Aufstellungsverfahren

Folgende Gesetze und Rechtsverordnungen bilden die Grundlagen fir die Aufstellung des
Bebauungsplanes:
e das Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
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Begriindung zur 2. Anderung und Erweiterung des B-Plan Nr. 3 ,Wohnbebauung am Géartnerweg“

in Hornstorf - der Gemeinde Hornstorf

Vorentwurf Stand: 25.02.2016

4.1

23. 09. 2004 (BGBI. | S. 2414) einschlieRlich aller rechtskraftigen Anderungen sowie

e die Verordnung uber die bauliche Nutzung der Grundsticke (Baunutzungsverordnung
- BauNVO) vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132) einschlieRlich aller rechtskraftigen
Anderungen,

e die Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 |
S. 58) einschlieRlich aller rechtskraftigen Anderungen,

e die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 18. April 2006 (GVOBI. M-V S. 102) einschliellich aller
rechtskréaftigen Anderungen

¢ die Kommunalverfassung fur das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 08. Juni 2004 (GVOBI. M-V S 205), einschlief3lich
aller rechtskraftigen Anderungen

Kartengrundlage ist der Lage- und Héhenplan des Vermessungsburos Lothar Bauer -
Kerstin Siwek, Kanalstrae 20, 23 970 Wismar vom Juli/August 2015 und Luftbilder aus
dem GIS.

Koordinatenbezug Gauss-Kriger 4;

Héhenbezug DHHN 92

Geltungsbereich

Plangebiet: Gemeinde Hornstorf — OT Hornstorf
Gemarkung Hornstorf
Flur 4

Das Plangebiet der 2. Anderung und Erganzung umfasst Flurstiicke bzw. Teilflachen der
Flurstucke — Nr. 90/7, 90/17, 90/18, 93/12, 90/6, 94/1, 94/4, 96, 97/3, 97/5, 98/1, 98/6,
99/16, 100/2 und 101 im Kernbereich des B-Planes Nr. 3 ,Wohngebiet am Gartnerweg".
Der Geltungsbereich der Ursprungssatzung umfasst das Gebiet stdlich der Bahnstrecke
Wismar — Rostock, im Westen begrenzt durch den Ruggower Weg, im Norden durch den
Bahnhofsweg im Suden und Osten durch die Wohnbebauung entlang des Gartnerweges.

Der raumliche Geltungsbereich der 2. Anderung und Erganzung umfasst eine Flache von
ca. 5,46 ha.

Die Grenzen des Plangeltungsbereiches sind im Teil A - Planzeichnung des Bebauungs-
planes festgesetzt.

Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung

Die Festsetzung nach Art und MaR der baulichen Nutzung im Plangebiet erfolgte unter
Berucksichtigung der vorhandenen stadtebaulichen Strukturen und den ortsbildpragenden
Bauweisen. Dem Planungsziel entsprechend erfolgt mit der 2.Anderung und Ergé&nzung
des B-Planes nur eine Umstrukturierung, d.h. eine Verlagerung vorhandener
Wohnbaukapazitaten in den Kernbereich des B-Planes ohne ergénzende Baurechte zu
erdffnen. Demzufolge werden geman § 1 (6) BauNVO folgende Nutzungen im Plangebiet
ausgeschlossen:

- sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe (§4 Abs.3 Nr.2)

- Anlagen fur Verwaltungen (§4 Abs.3 Nr.3)

- Gartenbaubetriebe (§4 Abs.3 Nr.4)

- Tankstellen (§4 Abs.3 Nr.5)
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4.2

4.3

Der Ausschluss der ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen ist stadtebaulich wie folgt
begrindet:

Die Umgebungsbebauung ist iberwiegend durch Wohnnutzung gepragt. Um eventuelle
Konflikte zu vermeiden, werden immissionsrelevante Nutzungen wie Gartenbaubetriebe
und Tankstellen im Plangebiet nicht zugelassen.

Die Gemeinde Hornstorf gehért zum Amtsbereich Neuburg, womit das Amt Neuburg die
Verwaltungsaufgaben der Gemeinde Hornstorf wahrnimmt. Fur die értliche Verwaltung
wurde ein neues Dorfgemeinschaftshaus in Hornstorf errichtet.

Um die Entwicklung des Wohnungsbestandes der Gemeinde Hornstorf geman
Rahmenplan fur den Stadt-Umland-Raum Wismar auf den ausgewiesenen Eigenbedarf
abzustellen, wird die Zahl der zulissigen Wohneinheiten je Wohngebaude auf zwei
Wohneinheiten beschrankt. Die Planung beriicksichtigt somit auch das Ziel der
Raumordnung, das die Entwicklung der Wohnkapazitat auf den Eigenbedarf beschrankt,

MaR der baulichen Nutzung

Das Maf der baulichen Nutzung wird durch die Zahl der zulassigen Volligeschosse, die
maximalen Trauf- und Firsthéhen sowie die Grundflachenzahl bestimmt.

Die Bezugspunkte der festgesetzten Hohe baulicher Anlagen sind wie folgt definiert:

als unterer Bezugspunkt die mittlere Hohenlage des den Grundstiicken
zugehorigen StralRenabschnittes der Planstrafien A und B

als obere Bezugspunkte die Traufhdhe ist die Héhe der &uReren Schnittkante der
Aufienwand mit der Dachhaut.

die Firsthéhe ist die Hohe der obersten Dachbe-
grenzungskante (bei Sattel, Walm- und Krippel-
walmd&chern der &ulere Schnittpunkt der beiden
Dachschenkel, bei versetzten Dachern die oberste
Dachbegrenzungskante)

Die im Plan festgesetzte Traufhdhe bezieht sich ausschlieBlich auf das Hauptdach. Der
Bezug auf das Hauptdach ermoglicht untergeordnete Dachfiachen z.B. fur Gauben und
Zwerchgiebel hohenmafBig versetzt anzuordnen, um so ein individuelle Fassaden-
gestaltung zu ermaglichen.

Bauweise, liberbaubare Grundstiicksfliche

Wie in der Ursprungssatzung des Bebauungsplanes ist auch fir den Bereich der 2.
Anderung und Ergénzung eine offene Bauweise festgesetzt. Die Gebaude sind, bis auf
eine Ausnahme, nur als Einzelhauser zu errichten. Diese Ausnahme betrifft die Moglichkeit
der Errichtung eines Doppelhauses, wobei es sich hierbei um eine Ubernahme aus der 1.
Anderung des B-Planes handelt und auf ein Einzelgrundstiick beschrankt bleibt.

Die uberbaubaren Grundstiicksfiachen sind durch die Festsetzung von Baugrenzen
bestimmt.

Um die Sichtverhaltnisse im Bereich der WohnstraBen zu gewahrleisten sowie eine
groRizugige offene Gestaltung des Strallenraumes zu erméglichen wird festgesetzt, dass
die Errichtung von Nebenanlagen in Form von Geb&uden, Garagen und Carports zwischen
den strafllenseitigen Baugrenzen und den Stralen unzul&ssig bzw. nur eingeschrankt
Zuléssig sind.
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5.

71

7.2

Verkehrskonzept

Das Plangebiet wird tber die offentliche Strale ,Gartnerweg“ erschlossen und erhalt 2
Anbindebereiche, die bereits vorhanden und ausgebaut sind.

Die Gemeinde beabsichtigt aus folgenden Grunden, die neue Wohnstral3e (Planstrale A
und B) als Tempo-30-Zone auszuweisen.

e Erhoéhung der Verkehrssicherheit

» Reduzierung von Emissionen (Abgas und Larm)

* \Verbesserung der Wohn- und Aufenthaltsqualitat

Der Ausbau der ErschlieBungsstralle erfolgt entsprechend den Anforderungen der RASt
06. Dies gilt besonders fur die Ausbaubreite, die Sicherheitsabstande, das Lichtraumprofil
und die Mindestbedarfsflachen fur Kurvenfahrten bzw. Einbiegeradien.

Maste der StraRenbeleuchtung, Schaltschranke, Stralennamenschilder u. dgl. sind
auRerhalb des Lichtraumprofils der Strale so anzuordnen, dass durch sie keine
zusatzlichen Gefahren ausgehen.

Ful3- und Radwege

Mit dem Ausbau der im Plan festgesetzten FuB- und Radwege erfolgt eine zusatzliche
Anbindung an das vorhandenen ortliche StraBen- und Wegenetz und schafft die
Verbindung zum Bahnhofsweg mit dem Haltepunkt der Bahn. Die fuBlaufige Verbindung
der Infrastruktureinrichtungen integriert das neue Wohngebiet mit dem Dorf und schafft
kurze Wegeverbindungen.

Freiraumkonzept

Durch die geplanten Griinstreifen entlang der Planstralle A werden die Voraussetzungen
fur eine groRzugige Verkehrsraumgestaltung geschaffen. Im Zusammenhang mit der
Einzelhausbebauung auf grofen Grundstiicken wird sich ein durch Grun gepragtes,
groRRzugig gestaltetes Wohngebiet entwickeln.

Erganzt durch kleine ¢ffentliche Griinflachen wird dieses Erscheinungsbild verstarkt.

Ver- und Entsorgungsanlagen

Vorgesehen ist der Anschluss an die vorhanden Ver- und Entsorgungsanlagen mit einer
bedarfsgerechten Erweiterung.

Trinkwasserversorgung
Fur die Versorgung mit Trinkwasser ist der Zweckverband Wismar zustandig.

Der Versorgungstrager ist am Planverfahren beteiligt. Hinweise und Anregungen aus der
Stellungnahme werden im Entwurf berticksichtigt.

Schmutzwasserentsorgung

Die Schmutzwasserentsorgung liegt im Verantwortungsbereich des Zweckverbandes
Wismar.

Der Versorgungstrager ist am Planverfahren beteiligt. Hinweise und Anregungen aus der
Stellungnahme werden im Entwurf berlicksichtigt.
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7.3

7.4

7.5

7.6

Niederschlagswasserableitung

Die Gemeinde Hornstorf hat die Regenwasserleitungen an den Zweckverband Wismar
Ubertragen. Damit liegt die Niederschlagswasserableitung in der Verantwortung des
Zweckverbandes Wismar.

Im Zuge der ErschlieBung werden im offentlichen Verkehrsraum Regenwasserkanale
verlegt und mit dem vorhandenen Kanalnetz verbunden.

Somit kann das auf den Verkehrsflachen und auf den Wohngrundstiicken anfallende
Niederschlagswasser gesammelt und zentral abgeleitet werden.

Die Méglichkeit der Nutzung des Niederschlagswassers als Brauchwasser obliegt dem
Bauherrn und wird durch die Planung nicht ausgeschlossen.

Elektroenergieversorgung

Der Versorgungstrager ist am Planverfahren beteiligt. Hinweise und Anregungen aus der
Stellungnahme werden im Entwurf berticksichtigt.

Telekommunikation

Der Versorgungstrager ist am Planverfahren beteiligt. Hinweise und Anregungen aus der
Stellungnahme werden im Entwurf berlicksichtigt.

Der Anschluss an das Telekommunikationsnetz obliegt dem Bauherrn und wird durch die
Planung nicht geregelt.

Gasversorgung

Der ortliche Gasversorger, die Stadtwerke Wismar, ist am Planverfahren beteiligt.
Der Versorgungstrager ist am Planverfahren beteiligt. Hinweise und Anregungen aus der
Stellungnahme werden im Entwurf beriicksichtigt.

Léschwasserversorgung

Auf Grund der im Plan festgesetzten baulichen Nutzung ist ein Loschwasserbedarf von
mindestens 48 m*h fur 2 Stunden = 96 m?® vorzuhalten.

Zur Loschwasserversorgung befindet unmittelbar an das Plangebiet angrenzend ein
vorhandener Teich. Der Teich am Gartnerweg ist als Léschwasserteich ausgebildet. Die
Entnahmestelle ist entsprechen ausgebaut.

Zusatzlich bzw. alternativ kann die erforderliche Loschwassermenge von 48 m*h durch
Entnahme aus dem Trinkwassernetz des Zweckverbandes erfolgen.

Mehrere Hydranten mit einer Entnahmekapazitat von > 48 m*h befinden sich entlang des
Gartnerweges. Die Gemeinde beabsichtigt mit dem ZvWis eine Vereinbarung Uber die
Bereitstellung von Trinkwasser zu Léschzwecken abzuschliefien.

Das Plangebiet liegt vollstandig im 300-m Umfeld zu den Entnahmestellen.

Ist auf Grund der geplanten Bebauung oder Nutzung eines Grundstickes von einer
erhohten Brandlast oder Brandgefdhrdung auszugehen und deshalb eine besondere
Loschwasserversorgung erforderlich, hat hierfur der Eigentumer, Besitzer oder
Nutzungsberechtigte Sorge zu tragen.
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9.

Bodenschutz und Abfall

|. Bodenschutz

Bei allen MaRnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schadliche Bodeneinwirkungen, welche
eine Verschmutzung, unnétige Vermischung oder Verinderungen des Bodens,
Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen kénnen, vermieden
werden. (§ 4 BBodSchG)Bei den Bauarbeiten anfallender Mutterboden / Oberboden ist
gemaR § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und
Vergeudung zu schitzen.Bei den Bauarbeiten anfallender Bodenaushub (Unterboden /
nicht Mutterboden) ist vorrangig innerhalb des Grundstiicks zu verwerten, sofern keine
Hinweise auf schadliche Bodenveranderungen bestehen. Bodenaushub, der nicht
innerhalb des Grundstiicks verwertet wird, ist einer fur die Bodenentsorgung zugelassenen
Anlage zuzufuhren.

Die Untersuchungserfordernis nach LAGA M 20, T Il, TR Boden fur Boden u.a. aus
Mischgebieten, aus Gebieten in denen mit umweltgefahrlichen Stoffen umgegangen wurde
oder bei z.B. durch Aufschittungen anthropogen veranderten Béden, ist zu beachten
(http://www.regierung-

mv.de/cms2/Regierungsportal _prod/Regierungsportal/de/wm/Themen/Abfallwirtschaft/\Ver
wertung_ von_Abfaellen/index jsp). Durch die chemischen Untersuchungen wird
sichergestellt, dass Aushubboden keine hoheren Belastungen hat, als fur die Verwertung
am Einbauort zulassig sind. Boden mit Untersuchungserfordernis oder Boden, dessen
unbelastete Herkunft nicht liickenlos dokumentiert ist, kann ohne représentative
Deklarationsanalyse nicht als unbelastet gelten.

Hinweis: Auffullungen und Abgrabungen kénnen selbst genehmigungsbedurftig sein.
Auskunft erteilt die untere Bauaufsichtsbehorde.

II. Mitteilungspflichten nach dem Landes-Bodenschutzgesetz

Das Altlastenkataster fur das Land Mecklenburg-Vorpommern wird vom Landesamt fur
Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern anhand der Erfassung
durch die Landrate der Landkreise und Oberburgermeister/Burgermeister der kreisfreien
Stadte gefuhrt. Entsprechende Auskiinfte aus dem Altlastenkataster sind dort erhaitlich.

Entsprechend den Angaben aus dem KGIS sind im Planungsgebiet keine Altiasten bzw.
altlastenverdachtigen Flachen bekannt. Trotzdem ist deren Vorkommen nicht
auszuschliel3en.

Der Grundstickseigentimer und der Inhaber der tatsachlichen Gewalt Gber ein
Grundstiick sowie die weiteren in § 4 Absatz 3 und 6 des Bundes-Bodenschutzgesetzes
genannten Personen sind verpflichtet, konkrete Anhaltspunkte dafiir, dass eine
schadliche Bodenverinderung oder Altlast vorliegt, unverziiglich der Landratin des
Landkreises Nordwestmecklenburg als zusténdiger Bodenschutzbehérde mitzuteilen.
Diese Pflicht gilt bei Baumafnahmen, Baugrunduntersuchungen oder &hnlichen
Einwirkungen auf den Boden und den Untergrund zusatzlich auch fur die Bauherren und
die von ihnen mit der Durchfihrung dieser Tatigkeiten Beauftragten, Schadensgutachter,
Sachverstandige und Untersuchungsstellen. (§ 2 LBodSchG MV)
Konkrete Anhaltspunkte fur schadliche Bodenveranderungen kénnen auffallige Farbungen,
Geriiche oder Konsistenzen sein. Haufig sind allerdings auch erhebliche Belastungen z. B.
in Aufschittungen nicht ohne Laboranalyse erkennbar.

Il. Munition
Kampfmittelbelastungen liegen in der Zustandigkeit des Munitionsbergungsdienst

(abteilung3@Ipbk-mv.de).
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IV. Entsorgung von Abféllen der Baustelle ( § 7. 9 und 15 KrwG)

Alle  MaBnahmen sind so vorzubereiten und durchzufihren, dass eine
gemeinwohlvertragliche und geordnete Abfallentsorgung sichergestellt ist.Bauabfélle
(Bauschutt, Baustellenabfalle, auch aus Abbruch) sind zur Verwertung einer zugelassenen
Aufbereitungsanlage zuzufihren. Die Verwertung soll bereits auf der Baustelle durch
Getrennthaltung von mineralischen, metallischen, hdlzernen und sonstigen
Bauabfillen nach Mallgabe des Entsorgers vorbereitet werden. Nicht verwertbare bzw.
schadstoffverunreinigte Materialien sind zu separieren und durch hierfir gesondert
zugelassene Unternehmen entsorgen zu lassen. (§ 8 GewAbfV)Die Abfallentsorgung der
Baustelle soll innerhalb von vier Wochen nach Beendigung der Bauarbeiten
abgeschlossen sein.

V. Abbrucharbeiten

Bei Abbrucharbeiten in Bausubstanz, besonders die vor 1990 errichtet wurde, ist mit dem
Vorkommen asbesthaltiger und kohlenteerhaltiger Baustoffe zu rechnen. Hierbei sind
besonders Dichtungen, Elektroanlagen, Dacheindeckungen (Wellasbest, teerhaltige
Dachpappe) und Zwischendecken (Planasbest) vor Beginn der MalRnahmen zu
untersuchen.

Besondere Gefshrdungen gehen von schwach gebundenen Asbestprodukien aus (z.B.
Brandschutzplatten, Dichtungsmaterial, Isoliermaterial). Bestehen Zweifel tber Art und
Menge von asbest- oder kohlenteerhaltigen Bauprodukten wird zur Vorbereitung des
Rickbaus empfohlen, durch einen Sachverstandigen ein Schadstoffkataster fur das
Gebaude anfertigen zu lassen.Abbruch-, Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten mit
Asbest sowie die Entsorgung asbesthaltiger Abfalle durfen nur von qualifizierten
Fachbetrieben durchgefiihrt werden. Zustandige Arbeitsschutzbehérde ist das LAGUS-
Landesamt fiir Gesundheit und Soziales, Abt. Arbeitsschutz und technische Sicherheit,
Dezernat Schwerin, Friedrich-Engels-Stralle 47, 19061 Schwerin, Tel. 0385-3991-102, -
572.

Bei industrieller oder gewerblicher Vornutzung, oder wenn Anhaltspunkte fur besondere
Schadstoffbelastungen der Gebaudesubstanz bekannt sind, muss rechtzeitig vor
Baubeginn das Schadstoffgutachten eines zuverlassigen Fachkundigen vorliegen, welches
Belange des Arbeitsschutzes und des Abfallrechtes berticksichtigt. Es gehort grundsétzlich
zur Bauherren-Verantwortung (z.B. bei der Beraumung und Erschlieung) fur die
Kalkulationssicherheit, vorhandene produktionsspezifischen und die baustoffimmanenten
Schadstoffe sowie durch Diffusionsvorgénge sekundar kontaminierte Baustoffe sowie die
Kontaminationen in Béden zu beschreiben. Dazu sind die betroffenen Massen und deren
Schadstoffklassifizierung (z.B. gemaf der LAGA) zu ermitteln und die Lage der Baustoffe
auf dem Gelande und deren Ausbaubarkeit sowie die Zuganglichkeit zu beschreiben.

Schadstoffe in der Gebaudesubstanz sind nicht im Altlastenkataster erfasst.

VI. Entsorgung von Abfallen

Mit Nutzungsbeginn erfolgt die Abfallentsorgung aus privaten Haushaltungen in der Regel
durch den Abfallwirtschaftsbetrieb. Verantwortlich fur die Anmeldung ist der
Grundstickseigentumer. Von der Entsorgung durch den offentlich rechtlichen
Entsorgungstrager ausgeschlossene gewerbliche Abfille sind einem zugelassenen
Entsorgungsfachbetrieb zu iiberlassen.
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Begriindung zur 2. Anderung und Erweiterung des B-Plan Nr. 3 ,Wohnbebauung am Gértnerweg*

in Hornstorf - der Gemeinde Hornstorf

Vorentwurf Stand: 25.02.2016

10.

10.1

11.

12.

121

Denkmalschutz
Bodendenkmale
Derzeit bekannte Bau- oder Bodendenkmale sind vom Vorhaben nicht betroffen.

Hinweise bei Zufallsfunden

Wenn wahrend der Erdarbeiten unvermutet Funde oder auffallige Bodenverfarbungen
entdeckt werden, ist gemaR § 11 DSchG M-V die untere Denkmalschutzbehtrde des
Landkreises Nordwestmecklenburg zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelie
bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes fur Kultur- und
Denkmalpflege in unverandertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfir sind die
Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundstiickseigentimer sowie zufallige Zeugen, die
den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt fiinf (5) Werktage nach Zugang
der Anzeige bei der Behdrde

Gewisserschutz

Mit den Bauarbeiten sind auf den Grundstiicken eventuell vorhandene Drainleitungen und
sonstige Vorfiutleitungen in ihrer Funktionsfahigkeit zu erhalten bzw. wiederherzustellen.
Ein Uberbauen ist unzulassig.

Jeglicher Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen hat auf der Grundlage des § 62 WHG
und § 20 LWaG so zu erfolgen, dass eine Gefahrdung des Grund-und
Oberflachenwassers nicht zu besorgen ist.

Werden bei der Durchsetzung der Planung Erdaufschlisse (auch Flachenkollektoren oder
Erdwarmesonden fur Warmepumpen) notwendig, mit denen unmittelbar bzw. mittelbar auf
die Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt wird, sind diese
geman § 49 Abs. 1 des WHG einen Monat vor Baubeginn bei der unteren Wasserbehorde
anzuzeigen. Dies trifft ebenso fur eventuell notwendige Grundwasserabsenkungen zu.

Immissionsschutz
Larmimmissionen

Zur  Gewahrleistung des  Immissionsschutzes sind die  schalitechnischen
Orientierungswerte fur die stadtebauliche Planung entsprechend DIN 18005 im Gebiet
selbst wie auch in den angrenzenden Gebieten, je nach ihrer Einstufung gemaf
Baunutzungsverordnung einzuhalten und nach Méglichkeit zu unterschreiten.

Folgende Immissionsrichtwerte "Aufien" (Larm) durfen nicht iberschritten werden:

allgemeine Wohngebiete (WA) tags 55 dB (A)
nachts 45 dB (A) bzw. 40 dB (A)

Der niedrigere Nachtwert gilt fur Gewerbe- und Freizeitlarm sowie fur Larm von
vergleichbaren &ffentlichen Betrieben. Kurzzeitige Gerauschspitzen missen vermieden
werden, wenn sie die o. g. Richtwerte tags um mehr als 30 dB (A) und nachts um mehr als
20 dB (A) uberschreiten.
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Begriindung zur 2. Anderung und Erweiterung des B-Plan Nr. 3 ,Wohnbebauung am Gartnerweg"

in Hornstorf - der Gemeinde Hornstorf

Vorentwurf Stand: 25.02.2016

13. Kataster- und Vermessungswesen

14.

Werden Grenzsteinen von Grundstiicksgrenzen durch die BaumafBnahmen berthrt sind
diese zu sichern bzw. nach Fertigstellen von Baumalinahmen wiederherzustelien.

Die Arbeiten fur die Sicherung bzw. Wiederherstellung der Punkte sollten durch das
Katasteramt bzw. von zugelassenen offentlich bestellten Vermessungsingenieuren
ausgefihrt werden.

Ortliche Bauvorschriften

Mit dem Erlass 6&rtlicher Bauvorschriften will die Gemeinde im Baugebiet positive
Gestaltungspflege betreiben. Die Anforderungen an die dullere Gestaltung baulicher
Anlagen werden hierbei nach dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit und dem
UbermafRverbot auf die Gestaltung der Dacher und AuRenwande der Gebaude sowie der
Nebenanlagen, Zufahrten und Einfriedungen beschrankt.

Décher

Mit der Festsetzung zulassiger Dachformen und deren Neigungswinkel sowie der Art der
Ausflhrung der Dachaufbauten wird die ortstypische Dachlandschaft berticksichtigt und fur
das Plangebiet als Gestaltungsmerkmal aufgegriffen.

Zusatzlich wird die ebenfalls geneigte Dachform des Walmdaches zugelassen, um die
Errichtung von Einfamilienh&usern in einer modernen Bauweise, wie dem Bungalowstil, zu
ermdéglichen.

Durch die Begrenzung der Gesamtbreite von Dachaufbauten (Gauben und Zwerchgiebel)
auf max. 1/2 der jeweiligen Hausbreite (Auflenwand) wird sichergestellt, dass sich die
zukinftige Bebauung harmonisch in das Ortsbild einfugt.

AuBenwidnde

Mit der zulassigen Materialwahl fur AuRenwande koénnen neben der Verwendung
traditioneller AuRenwandbaustoffen wie Putze und Verblendmauerwerk auch moderne
Fassadenverkleidungen fur die Aullenwandgestaltung verwendet werden. Die
Verwendung glénzender und blendender Baustoffe sowie unnattrlicher Baustoffe ist nicht
orts- und landschaftstypisch und deshalb nicht zulassig.

Nebenanlagen

Die Festsetzung, Nebenanlagen wie oberirdische Gas-, Ol- und Mullbehélter zu umkleiden
bzw. mit lebenden Hecken zu umschlieRen, soll dazu beitragen, dass das
Erscheinungsbild der Wohnsiedlung nicht durch Behé&iter und Container beeintrachtigt
wird.

Zufahrten, Stellplatze, Zugédnge

Um die Bodenversiegelung der Grundsticke auf ein Minimum zu begrenzen, sind die
notwendigen befestigten Flachen als kleinteilige Pflasterbelage (Beton-, Ziegel- oder
Natursteine) oder wassergebundenen Decken auszubilden. Durch die Verwendung
kleinteiliger Pflasterbeldge wird zudem die Gestaltung der Hof- und Freiflachen positiv
beeinflusst.

Einfriedungen

Die Begrenzung der Héhen von Einfriedungen entlang der 6ffentlichen Straflen auf 1,20 m
soll den offenen Charakter der Wohnsiedlung beginstigen.

Hierzu gehért auch, dass die Verwendung von Sichtschutzwéanden als
Grundstuckseinfriedung nicht zulassig ist.

Gebilligt durch die Gemeindevertretungam : ... 25.02.2016...
Ausgefertigtam:
Der Biurgermeister

Seite 10



	Vorlage
	Anlage  1 Auszug Vorentwurf
	Anlage  2 Auszug Begründung

